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Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 11:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Christoph Maier, Martin 

Böhm u. a. und Fraktion (AfD)

zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 

Unterrichtswesen

hier: Abschaffung des Islamischen Unterrichts in Bayern (Drs. 19/11080)

- Zweite Lesung -

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der Staatsre-

gierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich eröffne die 

Aussprache. Erste Rednerin ist Frau Kollegin Ramona Storm für die AfD-Fraktion. 

Bitte schön.

(Beifall bei der AfD)

Ramona Storm (AfD): Wertes Präsidium, werte Damen und Herren! Es geht um 

die Abschaffung des Islamunterrichts. Soll der Freistaat Bayern einen besonderen 

Islamunterricht anbieten, oder soll er allen Kindern dieselben Werte vermitteln? – Für 

unsere Fraktion ist die Antwort eindeutig: Der Staat ist nicht dafür da, den Islam päda-

gogisch neu zu interpretieren; er ist dafür da, die Grundlagen unserer freiheitlichen 

Verfassungsordnung zu vermitteln.

Genau deshalb ist dieser Gesetzentwurf richtig; denn Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, 

Meinungsfreiheit, Religionsfreiheit und die Gleichberechtigung von Mann und Frau 

gelten nicht nur für Christen, Juden oder Konfessionslose, sondern auch für Muslime; 

sie gelten für alle. Deshalb brauchen wir keine unterschiedlichen Wertevermittlungs-

konzepte. Wir brauchen gemeinsamen Unterricht über die Werte unseres Landes.

Die Befürworter des Islamischen Unterrichts haben versprochen, er werde Integration 

fördern und Radikalisierung vorbeugen. Doch die Bilanz ist ernüchternd. Nach offiziel-

len Angaben entschieden sich zuletzt lediglich rund 2 % aller bayerischen Schüler 
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für dieses Angebot. Gleichzeitig konnte der Unterricht wegen fehlender Lehrkräfte 

nur an einem Bruchteil der Schulen überhaupt angeboten werden. Ein dauerhaftes 

Provisorium wird nicht dadurch besser, indem man es jahrelang fortführt.

Jetzt kommen wir zu dem Punkt, über den manche in diesem Haus am liebsten 

schweigen. Wir erleben in Deutschland seit Jahren eine wachsende Herausforderung 

durch den Islamismus. Das Bundesamt für Verfassungsschutz geht für das Jahr 2025 

von rund 28.645 Personen mit islamistischem Potenzial aus.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Lesen Sie den Bericht mal weiter!)

Rund 9.110 davon gelten als gewaltorientiert. Der Bereich Salafismus umfasst nach 

wie vor über 11.000 Anhänger. Diese Zahlen sind keine Erfindung der AfD; sie stam-

men von der Sicherheitsbehörde der Bundesrepublik.

Der Islamismus ist keine bloße Randerscheinung, sondern eine reale sicherheitspoliti-

sche Gefahr. Ebenso Realität ist, dass die islamistischen Ideologien fundamentalen 

Grundsätzen unseres Gemeinwesens widersprechen.

(Beifall bei der AfD)

Sie stellen die Gleichberechtigung von Mann und Frau in Frage; sie stellen religiöse 

Gebote über staatliches Recht; sie lehnen Pluralismus und individuelle Freiheit ab. 

Genau deshalb muss der Staat unmissverständlich deutlich machen: Maßstab unse-

res Zusammenlebens ist nicht irgendeine religiöse Auslegung des Islams, sondern 

ausschließlich das Grundgesetz und die Bayerische Verfassung.

Unser Gesetzentwurf richtet sich mitnichten gegen die Religionsfreiheit. Jeder Mensch 

darf seinen Glauben frei ausleben, jeder darf seine Religion ausüben. Der Staat ist 

aber nicht verpflichtet, für den Islam eigene Unterrichtsmodelle zu entwickeln, und 

schon gar nicht dann, wenn dafür weder ein breiter Bedarf noch stabile organisatori-

sche Voraussetzungen bestehen.
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Ein gemeinsamer Ethikunterricht bedeutet gemeinsames Lernen, gemeinsame Werte, 

gemeinsame Verantwortung. Genau das stärkt Integration wesentlich besser als 

immer neue Sonderregelungen. Wer dauerhaft Parallelstrukturen schafft, darf sich am 

Ende nicht wundern, wenn Parallelgesellschaften entstehen.

(Beifall bei der AfD)

Integration gelingt dort, wo Menschen Gemeinsamkeiten lernen, nicht dort, wo Unter-

schiede institutionell verfestigt werden.

Deshalb ist dieser Gesetzentwurf das richtige Signal. Er stärkt unsere gemeinsame 

Werteordnung, und er macht deutlich, dass in Bayern die Regeln unserer freiheitlichen 

Demokratie für alle gleichermaßen gelten.

Wir schulden unseren Kindern Klarheit statt Beliebigkeit, wir schulden ihnen gemein-

same Werte statt gesellschaftlicher Segmentierung, und wir schulden ihnen den Mut, 

Probleme offen anzusprechen, anstatt sie aus Angst vor politischen Debatten zu ver-

schweigen. Deshalb bitte ich Sie: Stimmen Sie dem Gesetzentwurf zu. – Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Es gibt noch eine Meldung zu einer Zwischenbe-

merkung, Frau Kollegin. – Kollege Schuberl, bitte.

Toni Schuberl (GRÜNE): Frau Storm, Ihre Rede zeigt sehr deutlich, was die Extre-

misten eint, von den Islamisten bis zu Ihnen als Rechtsextreme.

(Widerspruch bei der AfD – Zuruf von der AfD: Unmöglich!)

Sie vermischen – so wie es die Islamisten tun, so wie es die Taliban tun – Islam 

mit Islamismus, und das tun Sie ganz bewusst. Sie tun so, als könnte Islam nicht 

anders sein als islamistisch. Das zeigt Ihre gesamte Rede. Sie haben da eine große 

Gemeinsamkeit mit all den Taliban und Islamisten, mit denen Sie in einer Ideologie 
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vereint sind: Das ist nämlich die Ablehnung unserer freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung, die Ablehnung von Religionsfreiheit.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zurufe von der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Frau Kollegin.

Ramona Storm (AfD): Im Gegensatz zu Ihnen vertreten wir hier die demokratische 

Freiheit und auch die Religionsfreiheit. Ich habe in meiner Rede nicht einmal vom 

Islam, sondern von Islamismus und Salafisten gesprochen.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Dass das ein Unterschied ist, sollten Sie aber wissen.

(Beifall bei der AfD – Toni Schuberl (GRÜNE): Es geht nicht um Islamismusunter-

richt, sondern um Islamunterricht!)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächster Redner für die CSU-Fraktion: Kollege 

Kristan Freiherr von Waldenfels. Bitte.

Kristan Freiherr von Waldenfels (CSU): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Der hier vorliegende Gesetzentwurf mit dem Ziel der Ab-

schaffung des Islamischen Unterrichts an den bayerischen Schulen hätte – ich muss 

es so deutlich sagen – das Gegenteil von dem zur Folge, was Sie, Frau Storm, hier 

gerade als Ziel Ihres Gesetzentwurfes vorgegeben haben.

Sie haben drei Argumente, die Sie gegen den Islamischen Unterricht ins Feld führen 

wollen. Das erste Argument, das Sie nennen, ist, dieser Unterricht werde an den baye-

rischen Schulen nicht angenommen. – Das ist falsch. Etwas mehr als 10 % der baye-

rischen Schülerinnen und Schüler sind muslimisch, haben muslimischen Glauben. Von 

diesen haben sich seit den vier Jahren, in denen es dieses islamische Unterrichtsan-

gebot gibt, 11 % dafür entschieden, diesen Islamischen Unterricht anzunehmen.
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(Zuruf von der AfD: Falsche Zahlen!)

Das ist der höchste prozentuale Wert aller Bundesländer. Das Angebot des Islami-

schen Unterrichts wird in Bayern also in absoluten und relativen Zahlen am meisten 

angenommen.

In den letzten vier Jahren sind weitere 40 Schulen hinzugekommen, die diesen Unter-

richt anbieten. Insgesamt sind es jetzt über 140 Schulen in Bayern. Die erste Begrün-

dung für diesen Gesetzentwurf ist also falsch.

Das zweite Argument, das Sie hier ins Feld führen, ist, dass dieser Islamische Unter-

richt zusätzliche Ressourcen binde, also Aufwand erzeuge. – Tatsächlich ist es so: 

In den letzten vier Jahren wurden zusätzlich zu den ursprünglich dafür fortgebildeten 

Lehrkräften 80 Lehrkräfte in Bayern fortgebildet, diesen islamkundlichen Unterricht an-

zubieten. Dort, wo der islamkundliche Unterricht stattfindet, findet dann kein Ethikun-

terricht statt. Fortbildungen müssen sowieso gemacht werden und finden dann eben in 

diesem Bereich statt. Die zweite Begründung für Ihren Gesetzentwurf ist also ebenfalls 

falsch.

Die dritte Begründung – womöglich die Begründung, bei der Sie am meisten fehlge-

hen – ist die Konstatierung, dass jedwede Form des Islams und der Ausübung des 

islamischen Glaubens nicht mit den Werten, die wir insbesondere in diesem Hause 

hier hochhalten, der Bayerischen Verfassung, des Grundgesetzes, unserer liberalen 

demokratischen Grundordnung, vereinbar sei. – Ich will es so deutlich sagen: Ja, wir 

haben ein Problem mit islamischem Extremismus. Der Freistaat Bayern hat bereits 

im Jahr 2017 – das ist nur eine Maßnahme – die Zentralstelle zur Bekämpfung von 

Extremismus und Terrorismus bei der Generalstaatsanwaltschaft München eingeführt. 

Wir haben den zusätzlichen Stellenaufbau bei der Polizei, auf den ich hier nicht 

noch einmal – das habe ich bereits bei der ersten Behandlung des Gesetzentwurfs 

dargestellt – eingehen möchte. Wir haben zuletzt 2024 die Islamische Vereinigung 

Bayern – IVB – verboten, weil unsere Polizeibehörden dort eben festgestellt haben, 
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hier handeln Extremisten in Nennung des islamischen Glaubens tatsächlich gegen 

unsere Grundordnung.

Aber die weit überwiegende Mehrzahl der Musliminnen und Muslime in Bayern und 

auch der muslimischen Schülerinnen und Schüler leben einen islamischen Glauben, 

der sehr wohl von einer Trennung zwischen Staat und Religion ausgeht, der sehr wohl 

auch von der Gleichberechtigung der Geschlechter ausgeht, der sich sehr wohl zu den 

Menschenrechten bekennt. Sie sind zum überwiegenden Teil auch tragende Säulen 

unseres Landes. Sie gehen arbeiten, erwirtschaften Geld und Steuern und leisten 

einen Beitrag in diesem Land.

Wenn Sie sich in diesem Hause hinstellen und sagen – das haben Sie heute und das 

hat bei der letzten Behandlung dieses Gesetzesentwurfs Ihr Kollege Oskar Atzinger 

genau in diesen Worten gesagt –, es gebe keinen Islam, der mit unseren Werten 

vereinbar sei, wissen Sie, was Sie dann tun? – Sie spielen den Extremisten in die 

Karten.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD)

Sie wiederholen die Narrative derer, die von Muslimen und Musliminnen, die in unse-

rem Land im Einklang mit unseren Werten leben, als Ungläubigen sprechen.

Insofern, meine sehr verehrten Damen und Herren, will ich zusammenfassen: Dieser 

Gesetzentwurf geht von falschen Tatsachen aus; er zieht die falschen Schlüsse.

Wir müssen es aufzeigen, und das tun wir: Es ist kein normaler Religionsunterricht, 

es ist ein islamkundlicher Unterricht. Wir holen die Musliminnen und Muslime also 

dort ab, wo sie sind, und zeigen ihnen, dass man in unserer Gesellschaft leben und 

einen Beitrag leisten kann, nicht gegen Grundgesetz oder den islamischen Glauben, 

sondern, wie das die allermeisten tun, im Einklang mit eben diesen beiden. Insofern 

plädiere ich auf Ablehnung dieses Gesetzentwurfs.
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(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Martin Huber (AfD): Sie 

träumen doch! Diese Welt gibt es nicht!)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Herr Kollege Atzinger hat sich zu einer Zwischen-

bemerkung gemeldet.

Oskar Atzinger (AfD): Verehrter Kollege Waldenfels, auch wenn ich es vielleicht 

schon einmal gesagt habe: Der Koran ist mit dem Grundgesetz nicht vereinbar, und 

somit kann kein Muslim auf dem Boden des Grundgesetzes stehen.

Aber jetzt noch ein bisschen Nachhilfe im Prozentrechnen: Wenn Sie sagen, 10 % der 

Schüler sind Moslems – das ist aus meiner Sicht ein bisschen euphemistisch – und 

11 % von diesen Schülern bekommen den Islamunterricht: Also, 11 % von 10 %, das 

sind dann 1,1 %, also aufgerundet rund 2 %.

(Lachen bei den FREIEN WÄHLERN – Dr. Martin Brunnhuber (FREIE WÄHLER): 

1,1 % sind aufgerundet 2 %? – Das ist auch nicht besser!)

Kristan Freiherr von Waldenfels (CSU): Mit Ihrer Zwischenbemerkung haben Sie 

jetzt das wiederholt, was Ihre Kollegen gerade noch negiert und verleugnet haben. 

Das will ich zunächst einmal feststellen.

Darüber hinaus habe ich nicht die Zahlen selbst infrage gestellt, sondern die Einord-

nung derselben, die Ihre Kollegin vorgenommen hat. Wenn wir die Entwicklung be-

trachten, dann sehen wir, dass dieser islamkundliche Unterricht in den letzten Jahren 

verstärkt angenommen wird. Sie werden kein Programm finden, das von Anfang bis 

Ende ab dem ersten Tag 100 % Durchdringung hat. Das ist auch gar nicht unser Ziel, 

sondern eben das vernünftig aufbauen zu lassen und in dem Prozess auch zu lernen.

Herr Atzinger, wenn Sie sich aber hierhinstellen und sagen, Sie wollen diesen Unter-

richt nicht fortführen, dann werden diese Musliminnen und Muslime morgen nicht 

plötzlich aufhören, Muslime zu sein. Stecken Sie insofern Ihren Kopf nicht in den 

Sand, sondern leisten Sie einen Beitrag zur Integration.
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(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächste Rednerin für die Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN: Frau Kollegin Gabriele Triebel.

Gabriele Triebel (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Bei diesem Gesetzentwurf "Abschaffung des Islamischen Unterrichts" geht es 

angeblich um Unterricht. Tatsächlich geht es der AfD aber um etwas ganz anderes.

Kein einziges Mal haben wir von der AfD gehört, wie muslimische Kinder und Jugend-

liche besser über ihre Religion lernen können. Kein einziges Mal ging es um Bildung, 

kein einziges Mal um die Wertschätzung muslimischer Menschen, die bei uns leben, 

arbeiten, sich in Vereinen engagieren, ihre Familien gründen und deren Kinder hier in 

die Schule gehen. Stattdessen wird wieder einmal eine ganze Religionsgemeinschaft 

unter Generalverdacht gestellt.

Dabei verschweigt die AfD bewusst: Der Islamische Unterricht findet in staatlicher 

Verantwortung statt. Er vermittelt demokratische Werte und den Dialog mit anderen 

Religionen.

Kolleginnen und Kollegen, wer diesen Unterricht abschaffen will, betreibt im Grunde 

auch das Geschäft von islamistischen Kräften.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Denn wenn es kein Angebot in der Schule gibt, zu wem schicken die Eltern dann ihre 

Kinder hin, damit sie dann überhaupt vertieft etwas über die eigene Religion lernen 

können? Wohin denn überhaupt? Da gibt es diese viel zitierten Hinterhofmoscheen, 

die sich jeder Kontrolle entziehen. Genau dahin treiben Sie die Kinder und Jugendli-

chen, wenn es kein schulisches Angebot gibt. Mit einer Abschaffung des Islamischen 

Unterrichts betreibt die AfD genau das Geschäft von Islamisten.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Das dürfen wir zum Schutz der muslimischen Kinder und Jugendlichen nicht zulassen, 

verehrte Kolleginnen und Kollegen.

Dann kommt noch die Grundhaltung der AfD hinzu, mit der die islamische Religion 

als Ganzes in Frage gestellt wird. Sie unterscheiden nicht zwischen Islamisten und 

Millionen friedlicher Musliminnen und Muslime.

(Zuruf von der AfD)

Sie sprechen nicht über einzelne Straftäter, sondern diffamieren eine ganze Bevölke-

rungsgruppe. Das ist keine Bildungspolitik auf der Basis der freiheitlichen demokrati-

schen Grundordnung, das ist eine Politik der Ausgrenzung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wer Menschen allein aufgrund ihrer Religion pauschal ausgrenzt und ihnen Rechte 

verwehren will, verlässt den Boden einer offenen Gesellschaft. Die AfD schürt einmal 

mehr rassistische und antimuslimische Ressentiments, statt Lösungen für ein gutes, 

friedliches Zusammenleben anzubieten. Wir, die demokratischen Fraktionen,

(Lachen bei der AfD)

stehen für eine Schule, die verbindet statt spaltet, für Bildung statt Vorurteile und für 

eine Demokratie, die alle Kinder im Blick hat, unabhängig von ihrer Hautfarbe, ihrem 

Glauben und ihrer Herkunft. Deshalb lehnen wir diesen Gesetzentwurf entschieden 

ab.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Für die Fraktion der FREIEN WÄHLER spricht 

Kollege Dr. Martin Brunnhuber.

Dr. Martin Brunnhuber (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Der vorliegende Gesetzentwurf basiert auf falschen Tatsa-
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chen – das hat der Kollege von Waldenfels schon dargestellt –, er löst kein Problem, 

er würde vielmehr ein funktionierendes Angebot abschaffen. Deshalb lehnen wir den 

Gesetzentwurf ab, und nicht nur deshalb, sondern auch aus dem Grund, weil dieser 

Gesetzentwurf ein totaler Schmarrn und Käse ist. Deswegen lehnen wir ihn ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Der Mär, der Islamunterricht würde dann wirklich – zum Beispiel der katholischen Reli-

gion oder der evangelischen Religion – gleichgestellt werden, darf man nicht aufsitzen.

(Zuruf des Abgeordneten Daniel Halemba (AfD))

Islamischer Unterricht ist kein Religionsunterricht, und das muss man wissen.

Zur Klarstellung: Das derzeitige Angebot ist kein Unterricht im Auftrag des Kultusmi-

nisteriums oder einer Religionsgemeinschaft, sondern stellt eine sinnvolle Ergänzung 

des bestehenden Systems dar, und zwar Ethikunterricht mit islamischen Schwerpunk-

ten. Er basiert auf der Grundlage des bayerischen Schulrechts, der Lehrpläne, er 

ist den Werten des Grundgesetzes und der Bayerischen Verfassung verhaftet. Somit 

basiert er nicht auf einer religiösen Unterweisung, sondern ist Wertebildung und Wis-

sensvermittlung, keine Islamisierung unserer Kinder, meine Damen und Herren.

Zweitens. Wir setzen auf Integration statt Ausgrenzung durch unser bestehendes 

Angebot mit den Zielen Beheimatung, Teilhabe und Integration. Gerade muslimische 

Schülerinnen und Schüler müssen unsere Werte lernen, sich mit anderen Religionen 

auseinandersetzen und ein Verständnis für unsere freiheitliche Grundordnung entwi-

ckeln,

(Zuruf)

und das, meine Herrschaften, ist die Kernaussage. Es ist wichtig, weil wir so mehr 

Toleranz und mehr Verständnis schaffen und somit für eine Teilhabe und Integration 

dieser Schülerinnen und Schüler sorgen.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Interreligiöser Dialog komme nicht vor. – Das ist auch totaler Käse; denn Fakt ist: Der 

Islam ist in allen Lehrplänen verankert und stellt einen eigenen Lernbereich mit den 

Bereichen Religionen, Weltanschauung, Dialog und Toleranz dar. Außerdem werden 

die Themen Gleichberechtigung, Rolle der Frau, Partnerschaft, Familie und Selbst-

bestimmung ausdrücklich behandelt. Auch diese Behauptung hält keiner sachlichen 

Diskussion stand.

Außerdem sprechen die Zahlen eine klare Sprache: Seit der Einführung 2021 haben 

sie sich wie folgt entwickelt: Die Zahl der teilnehmenden Schulen hat sich von 370 

auf 412 gesteigert, die Zahl der Schülerinnen und Schüler von 17.700 auf 23.100, 

und die Zahl der Lehrkräfte, die extra dafür ausgebildet sind, von 110 auf 180. Das 

zeigt: Es gibt eine steigende Nachfrage, es ist eine hohe Akzeptanz ersichtlich, und 

es erfolgt ein erfolgreicher Ausbau eines guten und bestehenden Systems. Von einem 

gescheiterten Modell kann hier keine Rede sein.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zu guter Letzt: Der Islamische Unterricht stärkt Integration, die Wertebildung und den 

gesellschaftlichen Zusammenhalt. Er ist staatlich verantwortet, verfassungskonform, 

pädagogisch sinnvoll und in der Praxis erfolgreich. Deshalb lehnen wir diesen Gesetz-

entwurf ab. Nicht Ideologie, sondern Fakten sprechen für den Erhalt des Islamischen 

Unterrichts. Also: Beim nächsten Mal genauer recherchieren und vielleicht ein biss-

chen mehr Substanz in die Diskussion bringen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Bleiben Sie bitte am Rednerpult, Herr Kollege. Die 

Frau Kollegin Roon hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet.

Elena Roon (AfD): Lieber Kollege von den FREIEN WÄHLERN, was sagen Sie dazu? 

Bei uns in Nürnberg hat der Rektor der Mittelschule St. Leonhard zwei Männer aus 
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einer Moschee für den Religionsunterricht eingeladen. Die haben monatelang Islam-

unterricht in den Schulen durchgeführt. Die Eltern haben extra freigenommen, um die 

Kinder für diese Stunde abzuholen, und dann nach dem Islamunterricht wurden sie 

wieder in die Schule gebracht. Was sagen Sie dazu?

Die Eltern sind nicht damit einverstanden, dass in dieser Nürnberger Schule monate-

lang Islamunterricht durchgeführt wurde. Zwei Männer aus einer Moschee wurden 

eingeladen, um Islamunterricht durchzuführen. Die Eltern haben ihre Kinder extra für 

diese Schulstunde abgeholt, und Sie erzählen, das ist alles gut und schön. Haben Sie 

die Eltern da draußen überhaupt gefragt, ob sie damit einverstanden sind oder nicht?

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Was ist denn das für eine Logik?)

Dr. Martin Brunnhuber (FREIE WÄHLER): Ich sage Ihnen dazu: Ihre Reaktion ist 

vollkommen verständlich. Wir haben Ihren Gesetzentwurf ganz sachlich zerlegt, und 

Sie können nichts anderes machen, als auf Emotionen abzustellen und irgendwelche 

Unwahrheiten zu verbreiten. Das sage ich dazu.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Bleiben Sie in Ihrem Schema, das tut uns allen gut.

(Elena Roon (AfD): Ich habe Ihnen die konkrete Schule genannt! Sie wollen 

nichts wissen und nichts verstehen!)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Frau Kollegin Roon, bitte. – Nächste Rednerin ist 

Frau Kollegin Bäumler für die SPD-Fraktion.

Nicole Bäumler (SPD): Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich habe 

als Lehrerin viele Jahre im Klassenzimmer gestanden. Ich habe junge Menschen im 

Fach Deutsch als Zweitsprache unterrichtet. Das waren Jugendliche, die geflüchtet 

waren, die neu waren, die einfach dazugehören wollten. All diese jungen Menschen 

sind unsere bayerischen Schülerinnen und Schüler, und genau um diese jungen Men-
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schen geht es heute hier in diesen Reden. Denn auf dem Papier steht eigentlich: 

Änderung eines Schulgesetzes.

In Wahrheit halten wir aber etwas ganz anderes in unseren Händen. Es geht Ihnen, 

Frau Storm, und Ihren Kolleginnen und Kollegen von der AfD-Fraktion nicht um Lehr-

pläne, es geht Ihnen nicht um Ressourcen und es geht Ihnen schon dreimal nicht um 

die Bayerische Verfassung. Es geht um Ihr immer gleiches Muster, das da lautet: Wir 

hier, und dort die anderen. Dieses Muster bin ich einfach leid.

(Beifall bei der SPD – Doris Rauscher (SPD): So ist es!)

Sie stellen muslimische Kinder und Jugendliche unter Generalverdacht und deren 

Familien an den Pranger. Das ist doch keine Sorge um Bildung, das ist Ausgrenzung, 

und dieses Hohe Haus stellt sich ganz klar gegen diese Ausgrenzung.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER und der GRÜ-

NEN)

Ich muss Ihren Antrag überhaupt nicht Satz für Satz zerlegen. Eigentlich ist jeder Satz 

zu diesem Antrag zu viel gesagt; aber drei Aspekte möchte ich doch aufgreifen und 

nicht unkommentiert stehen lassen.

Wie der Kollege Toni Schuberl gerade schon erklärt hat, verwechseln Sie – und zwar 

mit voller Absicht – Islam und Islamismus. Der Islamische Unterricht ist ein staatlich 

verantwortetes Angebot: auf dem Boden unserer Verfassung, in deutscher Sprache 

und von ausgebildeten Lehrkräften. Der Islamische Unterricht ist nämlich genau das 

Gegenteil von Radikalisierung. Der Islamische Unterricht holt religiöse Bildung weg 

von extremistischen Social-Media-Videos und -Posts und bringt sie in den demokrati-

schen Raum unserer Schulen.

(Beifall bei der SPD)
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Wer also den Islamismus – und ich meine wirklich den Islamismus – fürchtet, der 

müsste sich eigentlich dafür einsetzen, dass der Islamische Unterricht an den Schu-

len noch weiter ausgebaut und eben nicht abgeschafft wird; denn fundiertes Wissen 

über die eigene Religion, sehr geehrte Frau Storm, ist doch der beste Schutz für 

unsere Kinder und für unsere Jugendlichen vor Extremismus und vor Radikalisierung. 

Das würden Sie wissen, wenn Sie sich ein paar Minuten mit dem Thema wirklich 

auseinandergesetzt hätten und eben nicht nur eine Rede vorgelesen hätten, die Ihnen 

irgendeine Redenschreiberin oder ein Redenschreiber vorgelegt hat.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄHLERN – Doris Rauscher (SPD): 

Bravo!)

Sie behaupten, niemand wolle das Fach. Herr Kollege von Waldenfels hat das bereits 

mit konkreten Zahlen widerlegt. Das Fach ist nicht gescheitert, sondern es ist ein voller 

Erfolg. Ihre verfassungsrechtlichen Bedenken, die Sie angeblich haben, sind doch 

auch längst erledigt. Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat Ihren Eilantrag gegen 

dieses Fach bereits abgewiesen und das Fach für zulässig erklärt.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich als Lehrerin zum Schluss noch etwas sagen: Unsere bayerischen 

Schulen sind Orte der Begegnung. Die Schule ist ein Ort, an dem Kinder und Jugendli-

che lernen, miteinander zu leben, und zwar egal, woher sie kommen, und egal, an was 

oder wen sie glauben. Das ist doch die Stärke unseres bayerischen Bildungssystems. 

Das ist die Stärke, die wir hier verteidigen. Diese Stärke versuchen Sie, kaputt zu 

machen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, heute geht es eigentlich nicht um ein Schulfach.

(Widerspruch bei der AfD)
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Es geht um die Frage, ob alle Kinder und Jugendlichen in Bayern dazugehören. Und 

unsere Antwort als SPD ist natürlich: Ja, alle Kinder und Jugendlichen gehören dazu, 

ohne Wenn und Aber. Deshalb plädiere ich für eine klare Ablehnung.

(Beifall bei der SPD – Widerspruch bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der federführende 

Ausschuss für Bildung und Kultus empfiehlt den Gesetzentwurf zur Ablehnung. Der 

endberatende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

empfiehlt ebenfalls Ablehnung.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Gesetzentwurf der AfD-Fraktion auf Druck-

sache 19/11080 zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die 

Fraktion der AfD. Gegenstimmen! – Das sind die Fraktionen der CSU, der FREI-

EN WÄHLER, der GRÜNEN und der SPD. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist der 

Gesetzentwurf abgelehnt.
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